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LEA HARTMANN

D agmar Rösler (50) ist 
alarmiert. «Wir machen 
uns grosse Sorgen, die 

Bildungsqualität ist in grosser 
Gefahr», sagt die Präsidentin 
des Dachverbands der Lehrerin­
nen und Lehrer der Schweiz 
(LCH).

Grund zur Besorgnis ist der 
Lehrermangel, der sich noch 
einmal zugespitzt hat. Viele 
Pädagogen werden pensioniert, 
während gleichzeitig die Schü­
lerzahlen stark steigen. Dass das 
auf ein grosses Problem hinaus­
läuft, ist längst klar. Aber aus 
Sicht der Lehrerinnen und 
Lehrer tun die Kantone noch 
immer zu wenig, um die Si­
tuation an den Schulen zu 
verbessern. Das machte der 
Verband an einer Medienkon­
ferenz anlässlich des Schul­
beginns klar.

«Die Schulen baden aus, was 
die Politik lange versäumt hat. 
Man hätte nämlich schon lange 
den Beruf stärken können», kri­

tisiert Rösler. Als Beispiele für 
eine Aufwertung des Lehrer­
berufs nennt sie etwa die Be­
gleitung von Neueinsteigern in 
den Beruf mit einer zeitlichen 
Entlastung vor allem von Klas­
senlehrpersonen. Sonst würden 
junge Lehrpersonen «verheizt», 
und es komme schon in den ers­
ten Jahren zu Austritten aus 
dem Beruf.

Auch brauche es Anpassun­
gen bei der Aus- und Weiter­
bildung. Dazu zählt der Lehrer­
verband auch eine bezahlte 
Ausbildung für Quereinsteiger. 
Ein laufendes Projekt sei derzeit 
aber auf Eis gelegt. Dabei sei 
auch eine stärkere Verbindung 
von Theorie und Praxis in der 

Grundausbildung nötig sowie 
eine Eignungsprüfung. Gleich­
zeitig müsse das Image des 
Lehrerstands gestärkt werden. 
Auch der Lohn ist für den Ver­
band ein Faktor.

Um zu verhindern, dass 
Schülerinnen und Schüler ohne 
Lehrperson dastehen, greifen 
die Schulen schon lange auf 
Notlösungen zurück. Angestellt 
werden beispielsweise Personen 
ohne Lehrdiplom. Auch im 
Kanton Zürich hat man diese 
Massnahme auf dieses Schul­
jahr hin eingeführt. Notgedrun­
gen. «Das ist eine alarmierende 
Entwicklung!» Findet sich keine 
Lehrperson, müssen Klassen 
zusammengelegt werden, oder 
Gemeinden entschliessen sich, 
Schulen zu fusionieren.

«Man kann oft nicht mehr 
von Bildung sprechen, sondern 
von Betreuung», sagt Rösler. Als 
Mutter mache sie sich grosse 
Sorgen: «Wenn ich erfahren 
würde, dass meine Tochter zu 
einer Lehrperson kommt ohne 
Ausbildung, dann weiss ich 

nicht, ob ich noch gut schlafen 
könnte.»

Konkrete Zahlen zum Lehrer­
mangel gibt es nicht. Das kriti­
siert der Lehrerverband scharf. 
Rösler wirft den Behörden vor, 
nicht transparent zu sein. Man 
versuche, den Ball flach zu hal­
ten, indem man nicht offen 
kommuniziere, wer eigentlich 
genau angestellt werde. Des­
halb sei den Eltern vielleicht gar 
nicht bewusst, wer ihre Kinder 
unterrichtet.

Eine Herausforderung stel­
len für die Schulen – und beson­
ders für die Lehrpersonen – 
auch die ukrainischen Flücht­
linge dar. Sie verschärfen den 
Lehrermangel, sind aber nicht 
der Grund dafür. Die Gemeinden 
bräuchten mehr Geld und Perso­
nal, um das zu stemmen. Die 
Schulen könnten sich nicht al­
lein um Integration und Bildung 
der Flüchtlinge kümmern. Aus­
serdem brauche es für die Be­
treuung traumatisierter Kinder 
mehr Schulpsychologinnen und 
Schulsozialarbeiter.
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So füllen Kantone 
die Lehrer-Lücke Not macht erfinderisch

Die Schülerinnenzahlen steigen, 
und die Babyboomer-Lehrerge­
neration verabschiedet sich in 
Rente. Nun schlägt der Lehrer­
verband Alarm – denn der Lehr­
kräftemangel verschärft sich da­
mit immer mehr. Das bekom­
men auch Kantone und Gemein­
den zu spüren.

Im Aargau beispielsweise 
ging der Schulbetrieb für rund 
80 000 Kinder an der Volksschu­
le bereits gestern Montag wie­
der los. Noch letzte Woche wa­
ren im Schulportal 65 Stellenin­
serate für unterschiedliche Pen­
sen per 1. August publiziert – da­
von vier für Klassenlehrperso­

nen. Doch zumindest für diese 
wurde in letzter Minute eine Lö­
sung gefunden. «Es ist zwar 
nicht immer die Wunschlösung, 
aber kein Kinde steht vor ver­
schlossenem Klassenzimmer», 
sagt Simone Strub vom Bil­
dungsdepartement.

Teils ginge es aber nur mit 
Kompromissen – beispielsweise, 
dass drei Klassen zu zwei zusam­
mengelegt würden. Auch pen­
sionierte Lehrpersonen springen 
ein. Notfalls werden auch Lehr­
kräfte ohne stufengerechte Aus­
bildung eingesetzt. «Dabei han­
delt es sich jeweils um befristete 
Lösungen», so Strub.

Ähnlich tönt es im Kanton 
Luzern. «Was sich bereits in den 
Vorjahren abgezeichnet hat, be­
stätigte sich auch dieses Jahr: 
Die Stellenbesetzung war eine 
grosse Herausforderung», sagt 
Martina Krieg, Leiterin der 
Dienststelle Volksschulbildung. 
Aber: «Jede Klasse im Kanton 
Luzern beginnt das neue Schul­
jahr mit einer Lehrperson.» Auf 
Beginn des Schuljahrs 2022/23 
sei noch eine Stelle als Klassen­
lehrperson auf dem kantonalen 
Stellenportal ausgeschrieben. 
«Für das bevorstehende Schul­
jahr haben damit fast alle Schu­
len Lösungen gefunden, wovon 

Mit dem Schweizerkreuz ist 
nicht zu spassen. Für diese Ein­
sicht muss der Wirt der Brasserie 
Federal teuer bezahlen. Seit über 
einem Vierteljahrhundert ist im 
Logo der Beiz im Zürcher Haupt­
bahnhof ein Schweizer Wappen 
abgebildet. Nun muss es der Bei­
zer mit einer Fahne ersetzen.

Grund dafür ist das Wappen­
schutzgesetz, das seit 2017 in 
Kraft ist. Es verbietet die Ver­
wendung des Wappens für ge­
schäftliche Zwecke. Auch Kan­
tons- und Gemeindewappen 
dürfen nur Behörden verwen­
den. Es sei denn, man erhält die 
Lizenz zur Nutzung. 

Bei der Swissness-Vorlage, in 
deren Rahmen auch das Wap­
pengesetz in Kraft trat, geht es 
eigentlich primär um den Schutz 
der Marke Schweiz im Ausland. 

Dass man auch in der Schweiz 
aufpassen muss, ist vielen nicht 
bewusst. Seit 2019, als die 
Schonfrist nach der Gesetzesän­
derung auslief, interveniere man 
jedes Jahr in rund 20 Fällen we­
gen einer widerrechtlichen Ver­
wendung des Schweizer Wap­
pens im Inland – und wegen 
rund zehn Fällen im Ausland, 
teilt das Institut für Geistiges 
Eigentum (IGE) mit.

Typischerweise gehe es darum, 
dass das Wappen auf Flyern im 
Abstimmungskampf, als Wahl­
propaganda oder auf Webseiten 
von Dienstleistungsanbietern 
verwendet werde. In Killwangen 
AG musste ein Gemeinderat bei­
spielsweise bei der Kantonspoli­
zei antraben, weil er auf einem 
Abstimmungsflyer das Gemein­
dewappen verwendet hatte. Und 

der US-Wohnmobilvermieter 
Road Bear bekam Post aus Bern, 
weil er illegalerweise das Wap­
pen für sein Logo verwendete.

In der Regel drücken die Be­
hörden ein Auge zu, wenn je­
mand illegalerweise ein Wap­
pen verwendet – sofern Logo 
oder Schriftzug rasch angepasst 
werden. Das IGE selbst hat bis 
jetzt noch nie Strafanzeige ein­
reichen oder vor ein Gericht zie­
hen müssen. 

Es ist aber nicht nur das IGE, 
das Verstösse ahnden kann. Jähr­
lich würden zwischen fünf und 
zehn Strafbefehle wegen des un­
zulässigen Gebrauchs des Schwei­
zer Wappens erlassen, heisst es 
beim IGE. Bei Verstoss gegen die 
Swissness-Vorlage droht maximal 
ein Jahr Gefängnis oder eine 
Geldstrafe. � LEA HARTMANN

Pekings Armee setzte Manöver vor Taiwan fort
China zündelt weiter
Das chinesische Säbelrasseln 
vor Taiwan geht weiter. Entge­
gen der Ankündigung, dass die 
chinesischen Militärmanöver 
um Taiwan am Sonntagmittag 
enden sollten, hat die Volks­
befreiungsarmee die Übungen 
gestern fortgesetzt. 

Wie Chinas Staatsfernsehen 
berichtete, hätten sich die 
Kampfübungen in der Luft und 
zur See in der Meerenge der 
Taiwanstrasse auf «gemeinsame 
Einsätze gegen Unterseeboote 
und zum Angriff auf See kon­
zentriert».

Allein am Sonntag habe 
China 66 Flugzeuge und 14 
Kriegsschiffe eingesetzt, wurde 
aus Taiwan gemeldet. Offenbar 
will Taiwan nun seinerseits 
umfangreiche Militärübungen 
beginnen.

Bei der Ankündigung der 
Manöver am vergangenen 
Dienstag hatte China ursprüng­
lich einen Abschluss am Sonn­

Mit Schweizerkreuz und Co ist nicht zu spassen
Für diese Wappen gibt Für diese Wappen gibt 
es ein Jahr Gefängnises ein Jahr Gefängnis

Manchmal wurde aufs neue 
Schuljahr hin für eine Klasse 
erst in letzter Minute eine 
Lösung gefunden.

«Man kann nicht mehr 
von Bildung sprechen»

«Die Schulen 
baden aus, was 
die Politik lange 
versäumt hat.»
Dagmar Rösler, LCH-Präsidentin 

Noch prangt das Logo mit dem Wappen
am Tresen der Brasserie Federal 
im Zürcher HB.

Das Video von 
Vertretern des 

Klimastreiks hatte 
keine Bewilligung.

Die US-Firma
Road Bear musste 
das Logo ändern. 

Den Eltern ist oft gar 
nicht bewusst, wer ihre Kinder 
unterrichtet, sagt LCH-Präsidentin Rösler.
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Arbeitslosenquote  
auf Rekordtief
Bern – Mit zwei Prozent liegt die 
Arbeitslosenquote in der Schweiz 
im Juli weiterhin so tief wie zuletzt 
vor 20 Jahren. Ende Juli waren ins-
gesamt 91 474 Menschen als ar-
beitslos gemeldet, so das Staats-
sekretariat für Wirtschaft (Seco). 
Das sind 1037 weniger als noch im 
Juni und 36 805 weniger als im Juli 
des letzten Jahres. 

Kurzarbeit Dutzende 
Male missbraucht
Bern – Das Staatssekretariat für 
Wirtschaft (Seco) hat bislang 
441  Firmen betreffend ihrer Kurz-
arbeitsentschädigung überprüft. 
In 39 Fällen kamen die Behörden 
zur Ansicht, dass geschummelt 
worden war – und erhoben Anzei-
ge. Das Seco will von den Firmen 
40 Millionen Franken zurück.

Apple muss Produkte 
aus Taiwan neu labeln
Cupertino (USA) – Technologie-
Gigant Apple beschriftet Produkte 
aus Taiwan neu als «Made in 
China» statt «Made in Taiwan». 
Konkret steht als Herkunft künftig 
«Chinesisch Taipeh» oder «Tai-
wan, China» auf den Produkten. 
Seit dem Taiwan-Besuch Nancy 
Pelosis (82) kontrollieren die chi-
nesischen Zollbehörden die Her-
kunftsbezeichnungen genau. Wer 
mit dem Label suggeriert, dass 
Taiwan unabhängig ist, riskiert 
Lieferverzögerungen und Bussen.

Bundesasylzentrum  
ist wieder in Betrieb
Bern – Das Bundesasylzentrum 
Bern kann seit gestern wieder 
Asylsuchende aufnehmen: Der 
kantonsärztliche Dienst hat nach 
der Eindämmung des Diphtherie-
Ausbruchs von Anfang August alle 
Vorsichtsmassnahmen aufgeho-
ben. Die positiv auf Diphtherie 
getesteten Personen befinden sich 
noch in Isolation. Aus Sicht des 
kantonsärztlichen Diensts besteht 
aber keine Gefahr mehr eines 
unkontrollierten Ausbruchs. 

NEWS

SMI 11 166.3 (+0.4%) m

DOW JONES 32 832.5 (+0.1%) m

EURO/CHF 0.98 .

USD/CHF 0.96 .

GOLD 54 895 Fr./kg m

ERDÖL 96.39 $/Fass m

BÖRSEN & DEVISEN

Not macht erfinderisch

tag in Aussicht gestellt. Einige 
chinesische Kommentatoren 
hatten jedoch geäussert, dass 
die Militärübungen regelmässig 
stattfinden und eine neue 
Normalität werden könnten.

Der Sprecher des Verteidi-
gungsministeriums, Wu Qian, 
bezeichnete die Manöver ges-
tern als «notwendige Warnung» 
an die USA und Taiwan. Es sei 
eine «angemessene» Reaktion 
auf deren «Provokationen». Die 
Spannungen seien «bewusst» 
von den USA geschaffen wor-
den, indem die Vorsitzende des 
amerikanischen Repräsentan-
tenhauses, Nancy Pelosi (82), 
gegen den Widerstand aus Pe-
king nach Taipeh gereist sei.

Die chinesische Führung 
lehnt solche offiziellen Kontakte 
anderer Länder zu Taipeh ab, 
weil es die Insel nur als Teil der 
Volksrepublik ansieht. Hinge-
gen versteht sich Taiwan als 
unabhängig. � MICHAEL SAHLI

Vor allem aus der PK gibts heute weniger

Renten sind um  
20 Prozent gesunken
Rentnerinnen und Rentner er-
halten heute deutlich tiefere 
Renten als noch vor 20 Jahren. 
Damals konnte ein 55-Jähriger 
mit einem Jahreslohn von 
120 000 Franken für das Pensi-
onsalter noch mit einer Rente 
von 74 920 Franken rechnen. 
Heute hingegen ist die zu er-
wartende Rente bei gleichem 
Lohn auf 59 280 Franken gesun-
ken.

Das ist ein prognostizierter 
Rentenverlust von 20,9 Prozent, 
wie das VZ Vermögenszentrum 
in seinem neuen Pensionie-
rungs-Barometer berechnet. 
Für die Betroffenen heisst das 
im Rechenbeispiel von oben: 
15 640 Franken weniger pro 
Jahr.

Die künftigen Renten werden 
gar noch tiefer ausfallen. Weil 
kaum eine Pensionskasse die 
Teuerung ausgleicht, wird die 
ausbezahlte Rente in zehn Jah-
ren gemäss VZ Vermögenszent-
rum nochmals rund 8 Prozent 
weniger als heute wert sein.

Zwar ist die AHV-Rente in 
den letzten 20 Jahren gestiegen. 
In den meisten Fällen kann das 
die sinkenden Pensionskassen-
renten jedoch nicht kompensie-
ren. Das hat zur Folge, dass 
Rentner im Verhältnis zu ihrem 
einstigen Lohn immer weniger 
Geld erhalten. So entspricht die 
Rente bei einem Mann mit 
einem Bruttolohn von 100 000 
Franken heute gerade mal noch 
54 Prozent seines letzten Salärs. 
Vor 20 Jahren waren es noch 
62  Prozent. 

Besonders betroffen vom 
Rückgang sind Menschen mit 
höheren Löhnen. Bei ihnen 
macht die Pensionskasse einen 
grösseren Anteil der Rente aus. 
Die Pensionskassen haben ihre 
Leistungen aufgrund der stei-
genden Lebenserwartung redu-
ziert und den Umwandlungs-
satz von 7,2 auf 6,8 Prozent 
herunterkorrigiert.

Schweizerinnen und Schwei-
zer machen sich jedoch trotz 
deutlicher Renteneinbussen nur 
geringe Sorgen um ihre Finanz- 
und Vorsorgesituation. In einer 

VZ-Umfrage unter 700 Perso-
nen geben 90 Prozent an, ihre 
Pensionierung ohne Probleme 
finanzieren zu können.

Dieser Wert sorgt beim VZ 
Vermögenszentrum für Erstau-
nen: Viele Leute dürften «die 
Situation unterschätzen», heisst 
es in der Analyse. Einerseits, 
weil die Schweizer Politik bei 
der Reform der beruflichen 
Vorsorge feststeckt. Anderer-
seits sei auch in Zukunft mit 
einem sinkenden Umwand-
lungssatz zu rechnen. 

Dass von den sinkenden Ren-
ten in der 2. Säule aber vor 
allem Gutverdiener betroffen 
sind, ist gesellschaftlich gese-
hen hilfreich: Diese Bevölke-
rungsgruppe kann im Berufs
leben mehr Geld zur Seite legen 
und steht so auch mit tieferen 
Renten finanziell gut da.

Das deckt sich mit einer 
kürzlich erschienenen Umfrage 
von Swiss Life. In dieser sagten 
80 Prozent der Rentnerinnen 
und Rentner, finanziell gut über 
die Runden zu kommen. Viele 
von ihnen besitzen hohe Ver
mögen und Immobilien, die 
ihnen den Lebensabend ange-
nehm machen. Die Studien
autoren sprachen in diesem 
Zusammenhang denn auch von 
einer «goldenen Rentnergene-
ration».

Das täuscht allerdings nicht 
darüber hinweg, dass schon 
heute jeder fünfte Rentner fi-
nanzielle Probleme hat. Sie sind 
von den sinkenden Renten aus 
der 2. Säule relativ betrachtet 
zwar weniger betroffen. In ab-
soluten Zahlen aber tut der Ren-
tenschwund gerade ihnen be-
sonders weh. � MARTIN SCHMIDT

Nachholeffekt führt zu Prämienschock bei Krankenkassen

«Der Bund trägt 
eine Mitschuld»
Die Bevölkerung muss sich bei 
den Krankenkassenausgaben 
auf einen regelrechten Preis-
schock einstellen. Die Prämien 
sollen nächstes Jahr im Schnitt 
um 5,4 Prozent steigen, wie die 
«NZZ am Sonntag» berichtete. 
In einzelnen Kantonen dürften 
die Prämien gar um bis zu zehn 
Prozent aufschlagen.

Auf dieses Jahr hin waren die 
Prämien zum ersten Mal seit 
langem gesunken. Dass sie nun 
2023 derart durch die Decke 
gehen dürften, liege nicht etwa 
an der Teuerung, erklärt Felix 
Schneuwly (62), Kranken
kassenexperte beim Vergleichs
portal Comparis. «Die Teuerung 
bei den medizinischen Angebo-
ten fällt derzeit noch sehr mo-
derat aus. Der Kostenanstieg ist 
auf die wachsende Nachfrage 
nach medizinischen Leistungen 
zurückzuführen.» Gewisse Leis-
tungen wurden während der 

Corona-Pan-
demie weni-
ger stark nach-
gefragt. Nun 
erlebe die Ge-
sundheits-
branche einen 
Nachhol
effekt.

In der Ver-
gangenheit mussten die Kran-
kenkassen solche Kostenan-
stiege nicht eins zu eins an die 
Versicherten weitergeben. Sie 
verdienten mit ihren enormen 
Reserven an den Kapital
märkten viel Geld, mit dem sie 
die Kostensprünge abfedern 
konnten.

Doch der Bundesrat hat die 
Kassen während der Pandemie 
unter Druck gesetzt, ihre hohen 
Reserven abzubauen. «Dieser 
Reserveabbau kam zur völligen 
Unzeit. Damit trägt der Bund 
nun eine Mitschuld am zu er-

wartenden Preisschock», sagt 
Schneuwly.

Wer den Preisanstieg abfe-
dern will, sollte die Krankenkas-
sen miteinander vergleichen. 
Auch ein Blick auf die Franchise 
lohnt sich. Versicherte fahren je 
nach Risiko am günstigsten mit 
einer Minimalfranchise von 300 
Franken oder der maximalen 
von 2500 Franken. «Viele Leute 
haben jedoch eine Franchise im 
mittleren Bereich. Das zahlt sich 
finanziell nicht aus», sagt 
Schneuwly.

Auch eine Änderung des Ver-
sicherungsmodells kann helfen. 
«Wer ein Modell mit Telemedi-
zin, ein Hausarztmodell oder 
ein HMO-Modell wählt, kann 
jährlich zwischen 10 und 20 
Prozent sparen», sagt Schneuw-
ly. Je nach Modell erfolgt die 
Erstkonsultation beim Haus-
arzt oder in einer Gemein-
schaftspraxis. � MARTIN SCHMIDT

Felix Schneuwly ist 
Experte für Kranken-
kassen bei Comparis.

Pekings Armee setzte Manöver vor Taiwan fort
China zündelt weiter

teilweise auch interne Über-
gangslösungen», so Krieg. Auch 
die Schule mit der ausgeschrie-
benen Stelle für eine Klassen-
lehrperson halte eine interne 
Übergangslösung bereit.

Allerdings verfügen in Luzern 
– wie in anderen Kantonen auch 
– nicht alle Unterrichtenden 
über eine vollumfängliche Aus-
bildung. Im letzten Schuljahr 
verfügten rund 95 Prozent der 
Kindergarten-, Basisstufen- und 
Primarschullehrpersonen über 
die entsprechenden Diplome, 
bei den Sekundarschullehrkräf-
ten lag der Anteil bei rund 
76  Prozent.

Der Kanton Zürich geht 
ebenfalls von einer Mangelsitu-
ation aus. «Eine einfache 
Lösung gibt es – wie auch in 
anderen Branchen – leider 
nicht», sagt Myriam Ziegler, 
Amtsleiterin des Zürcher 
Volksschulamts.

Der Kanton führte bereits 
2008 die Quereinsteiger-Ausbil-
dung ein. «Diese hat sich sehr 
bewährt», so Ziegler. Weiter 
müsse es ein Ziel sein, die Lehr-
personen möglichst von allem 
zu entlasten, das nicht zu ihrem 
pädagogischen Auftrag gehöre.

SOPHIE REINHARDT UND 

 RUEDI STUDER

Die Beiträge aus den 
Pensionskassen werden kleiner. 

«Man kann nicht mehr 
von Bildung sprechen»

Chinesische Kampfjets fliegen Manöver 
über der Taiwanstrasse.

Taiwan reagiert zurückhaltend. Im Bild 
Kriegsschiffe im Hafen von Keelung 
nahe der Hauptstadt Taipeh.


